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Arbeitsrechtliche Regelungen für die Beschäftigten bei der EG-Kommission 
Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaft in der Bundesrepublik Deutschland 


I. Arbeitsrechtliche Regelungen für die Beschäftigten bei der EG- 
Kommission 

1. Welche Tarifverträge gelten für die Beschäftigten der EG- 
Kommission und der EG-Institutionen, und wer sind die jeweili- 
gen Tarifvertragsparteien? 


Bei den Beschäftigten der EG-Institutionen ist zu unterscheiden 
zwischen Beamten und sonstigen Bediensteten (Bedienstete auf 
Zeit, Hilfskräfte und örtliche Bedienstete) 

Für die Beamten der EG richtet sich die Besoldung nach Titel V 
Kapitel 1 Abschnitt 1 des Beamtenstatuts der EG in Verbindung 
mit verschiedenen Ausführungsvorschriften (Anhang VII und XI). 
Diese Regelungen sind für Bedienstete auf Zeit gemäß Artikel 20 
der Beschäftigungsbedingungen für sonstige Bedienstete der EG 
größtenteils entsprechend anwendbar. Weitere Regelungen für 
Bedienstete auf Zeit finden sich in Titel II Kapitel 5 dieser Beschäf- 
tigungsbedingungen. 

Die Bezüge der Hilfskräfte sind in Titel III Kapitel 5 der Beschäfti- 
gungsbedingungen für sonstige Bedienstete der EG geregelt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben der Staatsministerin im Auswärtigen Amt, Ursula 
Seiler- Albring , vom 30. März 1992 übermittelt. 
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Die Festsetzung der Bezüge richtet sich nach dem vom Rat der EG 
festgelegten und mit dem Personal abgestimmten Verfahren in 
Anhang XI des Beamtenstatuts, das bis zum Jahr 2001 gilt. 

Für die örtlichen Bediensteten der EG werden die Bezüge gemäß 
Artikel 79 der Beschäftigungsbedingungen für sonstige 
Bedienstete der EG von jedem Organ auf der Grundlage der 
Vorschriften und Gepflogenheiten festgelegt, die am Ort der 
dienstlichen Verwendung des Bediensteten bestehen. Informatio- 
nen zu den jeweils konkret getroffenen Regelungen wären bei der 
Kommission bzw. den sonstigen Organen der Europäischen 
Gemeinschaften zu erfragen, da sie in deren Zuständigkeit liegen. 


•2. Welche Arbeitsgerichtsbarkeit ist für die Klärung von Streitfällen 
zuständig? 


Für alle Streitsachen zwischen den EG und einem Beamten über 
die Rechtmäßigkeit von nach dem Beamtenstatut ergangenen, 
den Beamten beschwerenden Maßnahmen ist nach Artikel 91 
Abs. 1 des Beamtenstatuts der Rechtsweg zum Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) eröffnet. Mit Beschluß des Rates vom 
24. Oktober 1988 (Amtsblatt der EG Nr. C 2/5/1 vom 21. August 
1989) wurden die Streitsachen zwischen den EG und den Beam- 
ten bzw. den o. g. sonstigen Bediensteten zur Entlastung des 
EuGH dem neugeschaffenen Gericht erster Instanz der EG zuge- 
wiesen. Der EuGH ist seither lediglich noch Revisionsinstanz. 
Gleiches gilt für die Bediensteten auf Zeit und die Hilfskräfte 
gemäß Artikel 46 und 73 der Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten der EG. 

Für die Ortsbediensteten gilt gemäß Artikel 79 der Beschäfti- 
gungsbedingungen für sonstige Bedienstete der EG das am Ort 
der dienstlichen Verwendung geltende Recht (vgl. auch Antwort 
zu Frage 1), so daß für die in der Bundesrepublik Deutschland 
beschäftigten Ortsbediensteten der Rechtsweg zu den Arbeitsge- 
richten eröffnet ist. 


3. Welche Mitbestimmungsgesetze gelten bei der EG-Kommission 
und den EG -Institutionen, werden turnusmäßig Arbeitnehmer- 
vertretungen gewählt? 


Ein spezielles Mitbestimmungsgesetz gibt es nicht. Regelungen 
zur Mitbestimmung finden sich jedoch in Artikel 9 bis 10a, 24 a 
und im Anhang II des Beamtenstatuts der EG sowie in Artikeln 7 
und 8 der Beschäftigungsbedingungen für sonstige Bedienstete 
der EG. Danach werden die Interessen des Personals gegenüber 
den EG-Organen durch die gewählten Personalvertretungen 
wahrgenommen. 

Diese treten als Mittler zwischen Personal und Verwaltung auf. 
Allerdings ist die Personalvertretung nach dem EG-Beamtenstatut 
eher als Anhörungsgremium konzipiert; sie hat sich dennoch in 
der Praxis als sehr wirkungsvoll erwiesen. 
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Ferner nimmt das Personal an der Personalverwaltung teil durch 
Mitarbeit in verschiedenen Ausschüssen; dazu zählen Paritäti- 
scher Ausschuß, Disziplinarrat, Beurteilungs- und Invaliditätsaus- 
schuß. 

Die EG-Beamtenschaft hat auch Mitwirkungsrechte bei der Ände- 
rung allgemeiner dienstrechtlicher Regelungen. Hierfür gibt es 
einen Statutsbeirat, der sich paritätisch aus Vertretern der Organe 
und der Personalvertretungen zusammensetzt. Dieses Gremium 
kann Anregungen zur Änderung des Statuts geben. Der Beirat 
wird von der Kommission zu allen Vorschlägen für eine Änderung 
des Statuts angehört. 

Artikel 24 a EG-Beamtenstatut gewährt den Beamten das Koali- 
tionsrecht; sie können insbesondere Gewerkschaften oder Berufs- 
verbänden der europäischen Beamten angehören. Bei der EG 
haben sich drei Gruppen von Interessenvertretungen herausgebil- 
det. Gegenüber der Kommission werden die Organisationen der 
Beschäftigten vor allem im Verbindungsausschuß der Gewerk- 
schaften und Berufsverbände tätig. Dieser Ausschuß dient der 
Konzertierung mit der Kommission in den das Personal betreffen- 
den allgemeinen Fragen. Die Verbände vertreten das Personal 
auch im sog. Konzertierungsverfahren, in dem die Beziehungen 
zwischen dem Rat und dem Personal geregelt werden (vgl. 
Anlage). Bei fortdauernden Meinungsverschiedenheiten im Ver- 
lauf des Konzertierungsverfahrens kann ein Schlichtungsverfah- 
ren beantragt werden. Der Bericht des Schlichters bindet den Rat 
jedoch nicht in seiner Entscheidungskompetenz. 


4. Welche Arbeits-, Gesundheitsschutz- und Unfallverhütungsvor- 
schriften finden Anwendung, und wer ist für die Kontrolle der 
Einhaltung dieser Vorschriften zuständig? 


Über die Arbeits-, Gesundheitsschutz- und Unfallverhütungsvor- 
schriften für die Beschäftigten bei der EG-Kommisson liegen der 
Bundesregierung keine verwertbaren Erkenntnisse vor. Zur 
Beantwortung der Frage wurde deshalb eine offizielle Anfrage an 
die EG -Kommission gerichtet. Sobald eine Antwort vorliegt, wird 
diese nachgereicht. 


IL Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaft in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 

5. Welche Institutionen und Einrichtungen des öffentlichen Sektors 
unterhält die Europäische Gemeinschaft in der Bundesrepubhk 
Deutschland, in welchen Bundesländern haben sie ihren Sitz? 

6. Welche Aufgaben haben diese Institutionen und Einrichtungen? 

7. Wie viele Beschäftigte gibt es bei den jeweiligen Institutionen 
und Einrichtungen? 


Folgende Institutionen unterhält die Europäische Gemeinschaft in 
der Bundesrepubhk Deutschland; 
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1. Vertretung der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland 

Büros in Bonn (NRW) : 12 EG-Beamte + Ortskräfte 

Berlin (Berlin): 7 EG-Beamte + Ortskräfte 

München (Bayern): 5 EG-Beamte + Ortskräfte 

Aufgaben: Information über Arbeit der Kommission, Öffent- 
hchkeitsarbeit, Kontaktpflege. 

2. Europäisches Parlament, Informationsbüro Bonn 

Aufgaben: Information über die Arbeit des EP, Kontakt- 
pflege mit deutschen Parlamentariern 
Beschäftigtenzahl: 11 

3. CEDEFOP, Berün 

Aufgaben: Das Europäische Zentrum für die Förderung der 
Berufsbildung setzt sich aus 39 Mitgliedern zusammen, die 
für drei Jahre ernannt werden (Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten, der Kommission, der Arbeitgeberver- 
bände und Arbeitnehmerorganisation). Das Zentrum hat die 
Aufgabe, die Kommission bei der Förderung von Berufsbil- 
dung und ständiger Weiterbildung auf Gemeinschaftsebene 
zu unterstützen. 

Beschäftigtenzahl: 69 

4. Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen Gemein- 
schaft, GFS, Karlsruhe, Baden- Württemberg 

Aufgaben: Einrichtung der EURATOM-Forschung im 
Bereich der friedlichen Nutzung der Kernenergie; umfaßt 
vier Institute (Ispra, Italien; Geel, Belgien; Karlsruhe, 
Deutschland; Petten, Niederlande) 

Beschäftigtenzahl Karlsruhe: 197 
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Anlage 


ENTWURF 

BESCHLUSS 

zur Schaffung eines Konzertierungsverfahrens 
DER RAT - 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist wünschenswert, unter Beachtung der Zuständigkeiten der 
Organe ein Konzertierungsverfahren im Rahmen eines Ausschus- 
ses - nachstehend „Konzertierungsausschuß'' genannt - einzu- 
führen; diesem sollten nicht nur Vertreter der Mitgliedstaaten und 
des Personals angehören, sondern auch Vertreter der Verwaltun- 
gen aller Organe und gleichgestellten Einrichtungen der (Gemein- 
schaften ; damit soll insbesondere sicherge stellt werden, daß die 
Auffassungen des Personals und der Verwaltungen den Vertre- 
tern der Mitgliedstaaten bekannt sind, bevor diese feste Stellun- 
gen beziehen, und daß der Rat vom Ausschuß einen Bericht erhält, 
aufgrund dessen er seine Beschlüsse in voller Kenntnis aller 
bedeutsamen Faktoren fassen kann. 

Es ist ebenfalls wünschenswert, ein Schlichtungsverfahren für 
Fälle vorzusehen, in denen ernste Schwierigkeiten fortbestehen - 

HAT FOLGENDE BESTIMMUNGEN ERLASSEN: 

1. Konzertationen im Rahmen des Konzertierungsausschusses 

1. Grundlage für die Beziehungen zwischen dem Rat und dem 
Personal, das durch die Gewerkschaften und Berufsver- 
bände vertreten wird, ist ein Konzertierungsverfahren, an 
dem die Verwaltungen der Organe und gleichgestellten 
Einrichtungen beteiligt sind und in dessen Verlauf alle ver- 
fügbaren Informationen sowie die Standpunkte der Parteien 
überprüft werden, um soweit irgend möglich eine Annähe- 
rung der Standpunkte zu erleichtern und um sicherzustellen, 
daß die Auffassungen des Personals und der Verwaltungen 
den Vertretern der Mitgliedstaaten bekannt sind, bevor 
diese feste Stellungen beziehen. 

2. a) Die Konzertation findet in einem Ausschuß statt, der sich 

zusammensetzt aus 

— einem Vertreter jedes Mitgliedstaats, 

— einer gleichen Anzahl von Vertretern des Personals, 
die durch die Gewerkschaften und Berufsverbände 
bestimmt werden, 

— dem Chef der Verwaltung jedes Organs (d. h. dem 
Kanzler des Gerichtshofs und dem Generalsekretär 
jedes der anderen Organe) oder einer von ihm als sein 
Vertreter benannten Person. 

b) Die Kommission in ihrer Eigenschaft als das Organ, das 
für den zur Erörterung stehenden Vorschlag verantwort- 
lich ist, bestellt eine Person, die an den Tagungen des 
Konzertierungsausschusses teilnimmt. 
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c) Für die vorliegenden Bestimmungen werden der Rech- 
nungshof und der Wirtschafts- und Sozialausschuß als 
Organe angesehen. 

3. Das Konzertierungsverfahren kann nur für Vorschläge der 
Kommission an den Rat Anwendung finden, die die Ände- 
rung des Statuts der Beamten der Gemeinschaften oder der 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 
der Gemeinschaften betreffen oder sich auf die Anwendung 
von Besoldungs- oder Pensionsvorschriften des Statuts oder 
der Beschäftigungsbedingungen beziehen. Es hat bei einem 
jeden derartigen Vorschlag Anwendung zu finden, wenn ein 
Mitglied des Konzertierungsausschusses dies beantragt. 

4. Den Vorsitz im Konzertierungsausschuß nimmt der General- 
sekretär des Rates wahr. 

5. Tagungen des Konzertierungsausschusses beruft der Aus- 
schußvorsitzende von sich aus oder auf Antrag eines Mit- 
glieds des Ausschusses ein, nachdem die Ausschußmitglie- 
der genügend Zeit hatten, sich mit der zu prüfenden Angele- 
genheit vertraut zu machen. 

6. a) Bei Vorschlägen über die Anwendung von Besoldungs- 

und Pensionsvorschriften des Statuts der Beamten und 
der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten bemüht sich der Konzertierungsausschuß, 
seine Beratungen innerhalb von vier Wochen nach sei- 
nem ersten Zusammentreten abzuschließen. 

b) Bei Vorschlägen zur Änderung des Statuts der Beamten 
und der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten wird sich der Konzertierungsausschuß 
bemühen, seine Beratungen innerhalb von drei Monaten 
nach dem Zeitpunkt abzuschließen, zu dem der Rat die 
Stellungnahmen der gemäß Artikel 24 des Fusionsver- 
trags konsultierten Organe erhalten hat. 

Der Ausschuß darf die Prüfung des Vorschlags nicht beginnen, 
bevor der Rat die Stellungnahmen der gemäß Artikel 24 des 
Fusionsvertrags konsultierten Organe erhalten hat. 

7. Der Konzertierungsausschuß erstellt einen Bericht über die 
Ergebnisse, zu denen er bei der Prüfung des Vorschlags 
gelangt ist, und übermittelt ihn innerhalb der unter Num- 
mer 6 genannten Frist dem Ausschuß der Ständigen Vertre- 
ter zur Vorlage an den Rat. 

8. Während ihrer Arbeiten sollen die Mitglieder des Ausschus- 
ses soweit irgend möglich ihre Standpunkte anzunähern 
suchen, um die Vorlage eines Berichts an den Rat zu ermög- 
lichen, in dem gemeinsame Standpunkte festgelegt sind. 
Soweit dies nicht möglich ist, legt der Bericht die verschiede- 
nen Standpunkte dar. 
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II. Verfahren bei der Prüfung im Rat 

1. Der Rat beschließt auf der Grundlage des Kommissionsvor- 
schlags nach den üblichen Verfahren, wobei er den Bericht 
des Konzertierungsausschusses berücksichtigt. 

2. Bevor der Rat beschließt, trifft jedoch der Präsident mit den 
Vertretern des Personals zusammen, um sie über den wahr- 
scheinlichen Inhalt des Ratsbeschlusses zu unterrichten und 
ihnen Gelegenheit zu geben, ihre Auffassungen vorzutra- 
gen. Bei ernsten Meinungsverschiedenheiten können die 
Vertreter des Personals eine Zusammenkunft mit dem Präsi- 
denten, der von den Ratsmitgliedern begleitet wird, beantra- 
gen^), um Gelegenheit zu erhalten, ihre Auffassungen dar- 
zulegen. 

3. Im Falle fortdauernder ernster Meinungsverschiedenheiten 
können die Vertreter des Personals beantragen^), daß die 
Frage einem Schlichtungsverfahren unterworfen wird. Der 
Rat beschließt nach den üblichen Verfahren. 

III. Schlichtungsverfahren 

1. Wird eine Angelegenheit dem Schlichtungsverfahren unter- 
worfen, so bestellt der Rat nach Anhörung der das Personal 
vertretenden Mitglieder des Konzertierungsausschusses 
einen Schlichter, der aufgrund seiner Eignung in der Sache 
und seiner vollständigen Unabhängigkeit gegenüber den 
Parteien ausgewählt wird, und legt dessen Mandat fest. 

2. Der Schlichter erstattet dem Rat bei Abschluß seines Auf- 
trags, spätestens aber sechs Wochen, nachdem ihm die 
Angelegenheit vorgelegt worden ist, Bericht; der Rat 
beschließt auf der Grundlage des Kommissionsvorschlags 
nach den üblichen Verfahren, nachdem er vom Bericht des 
Schlichters Kenntnis genommen hat. Bevor der Rat 
beschließt, trifft der Präsident mit den Vertretern des Perso- 
nals zusammen, um sie über den wahrscheinlichen Inhalt 
des Ratsbeschlusses zu unterrichten und ihnen Gelegenheit 
zu geben, ihre Auffassungen vorzutragen. Die Vertreter des 
Personals können eine abschließende Zusammenkunft mit 
dem Präsidenten, der von den Ratsmitgliedern begleitet 
wird, beantragen^), um ihre Auffassungen darzulegen, bevor 
der Rat beschließt. 


1) Allein der Rat befindet darüber, wie die Anträge der Personalvertreter zu 
bescheiden sind. 
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IV. Revisionsklausel 

Der Rat kann jederzeit von sich aus oder auf Antrag der Mitglieder 
des Konzertierungsausschusses, die das Personal vertreten, oder 
der unter Ziffer I Nr. 2 Buchstabe a dritter Spiegelstrich genannten 
Verwältungschefs die Ergebnisse der Anwendung der vorliegen- 
den Bestimmungen im Hinblick darauf überprüfen, ob Änderun- 
gen dieser Bestimmungen zu beschließen sind. 

Erklärungen des Rates 

„Der Rat erklärt zur Unterrichtimg des Personals der Organe, daß 
das Konzertierungsverfahren automatisch ausgesetzt wird, wenn 
das normale Funktionieren des Rates ernsthch beeinträchtigt 
wird. 

Der Rat erklärt ferner, daß 

— die Mitghedstaaten im Konzertierungsausschuß grundsätzhch 
durch ihre Stellvertretenden Ständigen Vertreter vertreten 
werden, wobei diese sich unterstützen oder in Ausnahmefällen 
vertreten lassen können; 

— der Konzertierungsausschuß zur Änderung der Regeln über 
den Vorsitz befugt ist. " 
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